
Europarat und Europäische Menschenrechtskonvention
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Der Straßburger Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) wacht seit
Inkrafttreten der Reform des vorherigen Systems am 1. November 1998 über die
Einhaltung der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) durch ihre der-
zeit 41 europäischen Vertragsstaaten. In den meisten europäischen Staaten wird so
ein Mindeststandard an Grund- und Menschenrechten gesichert. Die 41 Richter des
EGMR werden von der Parlamentarischen Versammlung des Europarates gewählt.
Jeder Staat, der die EMRK ratifiziert hat, hat das Recht, der Versammlung drei
Richter zur Wahl vorzuschlagen. Bei unqualifizierten Vorschlägen kann die Ver-
sammlung auch alle drei Richter ablehnen. Am 27. Juni 2001 wählte die Parlamen-
tarische Versammlung des Europarates einen neuen Richter aus der Republik
Moldau (Staatsanwalt Stanislav Pavlovschi, ein Mitglied der Multidisziplinären
Gruppe Korruption des Europarates) und bestätigte die Richter aus Rumänien
(Corneliu Birsan, von 1995 bis 1998 Mitglied der ehemaligen Europäischen
Kommission für Menschenrechte, Richter am EGMR seit 1. November 1998) und
der Ukraine (Volodymyr Butkevych, Richter am EGMR seit 24. April 1998) für
eine zweite Amtszeit. Auch der georgischen Richter (Mindia Ugrekhelidze) wurde
wiedergewählt. Die reguläre Amtszeit der Richter beträgt sechs Jahre, die Hälfte der
1998 ernannten Richter hat jedoch eine Amtszeit von nur drei Jahren.

Die Richter sind einer der vier Sektionen des Gerichts zugewiesen, die Kammern
mit jeweils sieben Richtern bilden. Das Gericht tritt außerdem in einer Großen
Kammer, bestehend aus 17 Richtern, zusammen. Seine Präsidenten und Vorsitzen-
den wählt das Gericht selbst. Am 3. Oktober 2001 wurde der Schweizer Luzius
Wildhaber für eine zweite dreijährige Amtszeit, beginnend am 1. November 2001,
zum Präsidenten des EGMR bestimmt. Als Vizepräsidenten und Sektionsvorsit-
zende wurden Christos Rozakis (Griechenland) and Jean-Paul Costa (Frankreich)
gewählt. Vorsitzende der beiden anderen Sektionen wurden Georg Ress (Deutsch-
land) und Sir Nicolas Bratza (Vereinigtes Königreich). Die dreijährige Amtszeit der
Vizepräsidenten und Sektionsvorsitzende begann ebenfalls am 1. November 2001.

Überlastung und Reformbedürftigkeit des EGMR

Die Einrichtung des Ständigen Gerichtshofs 1998 wurde insbesondere deshalb not-
wendig, weil die ständig steigende Anzahl der Individualbeschwerden von den vor-
herigen Teilzeitrichtern nicht mehr zu bewältigen war. Doch auch seit 1998 erhöht
sich die Anzahl der jährlich eingehenden Beschwerden drastisch - nicht zuletzt,
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weil die Zahl der Vertragsstaaten stetig wächst. Im Vergleich zum Jahr 2000 hat der
Gerichtshof 2001 nahezu 30% mehr Urteile gefällt und Beschlüsse gefasst: 889 mal
wurde 2001 geurteilt gegenüber 695 Urteilen im Jahre 2000. 8.989 Entscheidungen
wurden getroffen, in denen Beschwerden für unzulässig oder erledigt erklärt wur-
den. 2000 waren es 6.769.

Der Präsident des Gerichtshofs, Luzius Wildhaber, bezeichnete die Entwicklung
im Jahr 2001 anlässlich der Veröffentlichung des jährliches Berichts als Jahr, in
dem alle Rekorde gebrochen wurden. Nie zuvor wurden so viele Urteile gefällt und
Entscheidungen getroffen, aber es wurden auch noch nie so viele Beschwerden
registriert: 2001 waren es 13.858 Beschwerden, 130% mehr als 1998 (5.979), dem
Jahr der Arbeitsaufnahme des reformierten Gerichtshofs. Die Anzahl der anhängi-
gen Verfahren wächst somit kontinuierlich. Der EGMR ist, wenige Jahre nach der
Reform, aufgrund der personellen Überlastung wieder reformbedürftig. Die Lage
eskaliert zunehmend. Schon auf der Tagesordnung des Zusammentreffens der mehr
als 50 europäischen Justiz- und Außenminister in Rom am 3. und 4. November
2000 zur Feier des 50. Geburtstags der EMRK stand daher die Frage, wie die
Arbeitsfähigkeit des Gerichtshofs künftig sichergestellt werden könnte. Daraufhin
setzte das Ministerkomitee im Februar 2001 eine Gruppe von Fachleuten ein, die
sich mit der Lösung dieses Problems beschäftigen sollte. Ein von dieser Gruppe
verfasster Bericht wurde im September 2001 vorgelegt. Die Experten empfahlen,
ein Ergänzungsprotokoll zur EMRK zu entwerfen, das festlegt, wie offensichtlich
unbegründete Beschwerden möglichst arbeits- und zeitsparend abgelehnt werden.
Eine neu einzurichtende Instanz könnte die Beschwerden vorab prüfen. Am 8.
November 2001 nahm das Ministerkomitee auf seiner 109. Sitzung eine Erklärung
an, in der es die Schlussfolgerungen der Evaluierungsgruppe einschließlich der
Ergänzung der EMRK befürwortete. Kurzfristig könne zwar eine Erhöhung der
finanziellen Mittel helfen. Langfristig müsste aber eine Verbesserung der Arbeits-
methoden erfolgen. Und einzig die direkte Anwendung des durch den EGMR
gesprochenen Rechts durch nationale Gerichte und die Einbeziehung der Urteile in
die Gesetze aller Mitgliedstaaten wird die Anzahl der eingehenden Beschwerden
langfristig senken können. Die große Zahl an Beschwerden, die sich immer mit
denselben Problemen befassen, wie beispielsweise mit den zu langen nationalen
Gerichtsverfahren, ließe sich vermeiden, wenn die Staaten nach dem ersten Urteil
entsprechende Gegenmaßnahmen ergreifen würden.

Umsetzung der Urteile

Abgesehen von dem politischen Druck, den das Ministerkomitee des Europarates
auf Vertragsbrüchige Staaten ausüben kann, gibt es keine Sanktionen, diesen
Staaten bei der Umsetzung der Urteile des EGMR auf die Sprünge zu helfen. Neben
der Forderung nach einer besseren personellen und finanziellen Ausstattung des
Gerichtshofs, verlangte die Parlamentarische Versammlung des Europarates am
26. September 2001 daher auch, dass die Mitgliedstaaten effektiver dafür sorgen
müssten, dass die gerichtlichen Entscheidungen respektiert und umgesetzt werden.
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Sie allein seien verantwortlich für die weitere Arbeitsfähigkeit des Gerichts und die
Verwirklichung der einzigartigen Rolle, die der EGMR beim Schutz von Grund-
rechten und Grundfreiheiten - und damit bei der Bewahrung stabiler demokrati-
scher Gesellschaften - spiele.

Während ihrer Sitzungswoche in Straßburg sprachen sich die Parlamentarier am
22. Januar 2002 dafür aus, die Umsetzung der Urteile des EGMR weiter zu über-
wachen, wie es im September 2000 beschlossen worden war. Sie riefen die natio-
nalen Delegationen dazu auf, in ihren jeweiligen nationalen Parlamenten darauf
hinzuwirken, dass die EGMR-Entscheidungen von den Staaten auch ausgeführt
werden. Die diesbezügliche Einschätzung des ersten Jahres der Überwachung
durch die Parlamentarische Versammlung fiel nur teilweise positiv aus. Die Dele-
gationen Österreichs, Belgiens, Frankreichs, Griechenlands, den Niederlanden und
des Vereinigten Königreiches folgten der Aufforderung, Druck auf die jeweiligen
Regierungen zur Umsetzung der Gerichtsentscheidungen auszuüben. Der größere
Teil der Delegationen wurde jedoch als nicht kooperativ bezeichnet.

Weiterentwicklung der EMRK

Anlässlich der Feiern in Rom wurde Protokoll Nr. 12 zur EMRK (ETS Nr. 177 vom
4. November 2000) den Mitgliedstaaten zur Signatur und Ratifikation vorgelegt.
Das Protokoll enthält ein generelles Diskriminierungsverbot. Die jetzige Klausel in
Art. 14 EMRK enthält ein beschränktes Diskriminierungsverbot, da es Diskrimi-
nierungen immer nur in Verbindung mit einem anderen durch die EMRK garan-
tierten Recht verbietet. Das neue Protokoll beseitigt diese Beschränkung und garan-
tiert, dass niemand aus welchem Grund auch immer durch eine staatliche Autorität
diskriminiert werden darf. Es wird in Kraft treten, sobald es von zehn Staaten rati-
fiziert worden ist. Bislang haben nur Zypern und Georgien Ratifikationsurkunden
vorgelegt. Weitere 27 Staaten haben das Protokoll unterzeichnet.

Seit dem 3. Mai 2002, der 110. Sitzung des Ministerkomitees in Wilnius, können
die Mitgliedstaaten Protokoll Nr. 13 zur EMRK betreffend die generelle Ab-
schaffung der Todesstrafe (ETS Nr. 187) beitreten. Die Todesstrafe wird nach dem
Inkrafttreten dieses Protokolls auch in Kriegszeiten und bei Kriegsdrohung nicht
mehr statthaft sein. Bislang wurde das Protokoll, das auf eine Initiative Schwedens
zurückgeht, von Irland, Malta und der Schweiz ratifiziert sowie von 35 weiteren
Staaten unterzeichnet. Es soll ein politisches Zeichen setzen, dass die Todesstrafe
unter keinen wie auch immer gearteten Umständen akzeptabel ist. Auf dem Gebiet
des Europarates ist die Todesstrafe seit März 1997 nicht mehr ausgeführt worden,
ihre gänzliche Abschaffung wurde von der Parlamentarischen Versammlung seit
1994 mehrfach empfohlen. 40 Mitgliedstaaten haben sie abgeschafft. Dies ent-
spricht einem internationalen Trend. Drei weitere (Armenien, Russland und Türkei)
haben ein Moratorium erlassen und wurden vom Ministerkomitee aufgefordert, die
gesetzliche Abschaffung zu beschleunigen. Die Türkei hat ein entsprechendes
Gesetz kürzlich erlassen. Die kürzliche Initiative des russischen Parlaments, das
Moratorium aufzuheben, wurde seitens des Europarates streng verurteilt.
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Einzelne Urteile

Im Jahre 2001 wurde in 683 Urteilen die Verletzung zumindest eines Artikels der
EMRK festgestellt. Von diesen Urteilen betrafen mehr als die Hälfte Italien (359),
ungefähr ein Viertel die Türkei (169), 32 Frankreich, 19 das Vereinigte Königreich,
17 Polen, 14 Österreich und 13 Deutschland. Am 7. Mai 2002 wurde über die erste
Beschwerde gegen Russland entschieden. Der EGMR stellte eine Verletzung von
Art. 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) und Art. 1 Protokoll Nr. 1 zur EMRK
(Eigentumsschutz) fest. Danach ist der Vollzug eines Gerichtsurteils als Teil des fai-
ren Verfahrens anzusehen. Der Mangel an Geld entschuldigt nach Ansicht der
Richter eine staatliche Autorität nicht, Urteile nicht umzusetzen. Spektakulär war
das Urteil i.S. Pretty gegen das Vereinigte Königreich (Nr. 2346/02). Der EGMR
lehnte den Antrag einer todkranken Frau ab, die mit Hilfe ihres Mannes sterben
wollte. Die britische Behörde hatte sich geweigert, von vornherein auf eine
Strafverfolgung des Ehemanns zu verzichten. Darin sahen die Richter keine
Verletzung der EMRK: Aus dem Recht auf Leben folge kein Recht zu sterben. Es
verstoße weder gegen das Verbot unmenschlicher Behandlung noch gegen das
Recht auf Achtung der Privatsphäre oder das Diskriminierungsverbot, wenn das
Vereinigte Königreich aktive Sterbehilfe unter Strafe stelle. Zur Diskussion um die
Zulässigkeit der aktiven Sterbehilfe nimmt das Urteil inhaltlich kaum Stellung. Das
Ministerkomitee des Europarates hat jedoch für das Jahr 2002 einen umfassenden
Bericht über die Rechtslage und Rechtspraxis aller Formen von Sterbehilfe ange-
kündigt, der von den Steuerungskomitees für Bioethik und für Menschenrechte der-
zeit erarbeitet und vorgestellt werden wird. Gegen Deutschland richteten sich im
Jahr 2001 714 registrierte Beschwerden; 2000 waren es 593. 16 Urteile wurden
gefällt, in 13 Urteilen wurde eine Verletzung der EMRK festgestellt (2000: drei
Urteile, davon zwei, die eine Verletzung der EMRK konstatierten).

Europarat

Die Mitgliedstaaten des Europarates haben den Vorsitz im Ministerkomitee für
jeweils sechs Monate in alphabethischer Reihenfolge (den englischen Namen fol-
gend) inne: Vom 11. Mai bis 8. November 2001 war dies Liechtenstein, vertreten
durch Außenminister Ernst Walch. Vom 8. November 2001 bis 3. Mai 2002 lag der
Vorsitz bei Litauen unter der Leitung von Außenminister Antanas Valionis, danach
übernahm Luxemburg die Führung durch Vizeministerpräsidentin und Außenminis-
terin Lydie Polfer. Ein Schwerpunkt der Sitzungen des Ministerkomitees war das
wiederholte Bekenntnis zur internationalen Zusammenarbeit gegen den Terro-
rismus. Eine multidisziplinäre Gruppe für internationale Aktionen gegen den Terro-
rismus (GMT) wurde im November 2001 ins Leben gerufen. Ein erster Bericht lag
zur 110. Sitzung des Ministerkomitees bereits vor, drei Eckpunkte wurden festge-
legt: Kampf gegen den Terrorismus, die Sicherung grundlegender Werte sowie
Investitionen in demokratische Strukturen.

Am 18. Oktober 2001 feierte der Europarat den 40. Geburtstag der Europäischen
Sozialcharta. Am 16. Oktober 1961 verabschiedet und am 26. Februar 1965 in Kraft
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getreten, wurde sie inzwischen von 25 Mitgliedstaaten ratifiziert und von weiteren
7 unterzeichnet. Sie gilt beispielsweise nicht in Russland und der Ukraine. Die
Charta garantiert 19 soziale und wirtschaftliche Rechte.

Für die vielen gesteckten Ziele steht dem Europarat für das Jahr 2002 ein regu-
läres Budget in Höhe von 169 Mill. Euro (2001: 163 Mill. Euro) zur Verfügung.
Deutschland trägt davon 21,300,591, d.h. 12,6%. Für verschiedene Sonderpro-
gramme erhält der Europarat noch einmal 43 Mill. Euro.

Mit der Frage, wie die Parlamentarische Versammlung mit diesem für eine inter-
nationale Organisation dieser Größenordnung und mit diesem politischen Anspruch
eher mageren Mitteln umgeht, muss sich seit dem 21. Januar 2002 der österreichi-
sche Sozialist Peter Schieder plagen. Er wurde von der Parlamentarischen
Versammlung einstimmig für ein Jahr zu ihrem 22. Präsidenten gewählt. Er ist der
zweite Österreicher in diesem Amt. Er kündigte an, seine Prioritäten bei der Erwei-
terung der Mitgliedstaaten, der Stärkung des Monitoring-Verfahrens, das neue
Mitglieder durchlaufen, und der Stärkung des öffentlichen und politischen Profils
der Organisation setzen zu wollen. In seiner Ansprache zum Amtsantritt sagte er, es
sei nicht notwendig, den Europarat neu zu erfinden. Sein originäres Mandat sei
weiterhin gültig. Stärkerer Schutz der Rechte von Minderheiten, Flüchtlingen und
Roma, eine größere Beteiligung der Zivilgesellschaft an der Arbeit der Organisation
und gleiche Rechte für homosexuelle Frauen und Männer gehören zu den
Schwerpunkten seiner Agenda. Die Parlamentarische Versammlung solle als ein
Garant für Transparenz und Demokratie dienen, eine Stimme für die Bürger beim
Aufbau Europas sein. Nach den Gipfeltreffen in Wien 1993 und Straßburg 1997
befürwortet der neue Präsident der Parlamentarischen Versammlung ein drittes
Treffen der Staats- und Regierungschefs. Dieses soll von einem der neueren
Mitgliedstaaten ausgerichtet werden. Ergebnis des Treffens soll die Bestätigung der
gemeinsamen Werte des Europarates sein, zusammengefasst in einer kurzen, klaren
Liste von Verpflichtungen.

Die Niederländerin Maud de Boer-Buquicchio wurde am 26. Juni 2002 zur stell-
vertretenden Generalsekretärin gewählt. Sie löst Hans Christian Krüger ab, der die-
sen Posten seit dem 22. September 1997 inne hatte. Sie wird ihr Amt für eine Dauer
von fünf Jahren am 1. September 2002 antreten. Maud de Boer-Buquicchio kommt,
wie traditionell für das Amt des stellvertretenden Generalsekretärs üblich, aus der
Verwaltung des Europarates.

Als dritter Österreicher an leitender Stelle im Europarat und als Nachfolger des
Spaniers Llibert Cuatrecasas wurde der Innsbrucker Bürgermeister Herwig van
Staa am 4. Juni 2002 für eine zweijährige Amtszeit zum Präsidenten des Kon-
gresses der Gemeinden und Regionen Europas gewählt. Der Kongress ist der loka-
le und regionale Arm des Europarates. Van Staa versprach zum Amtsantritt den
Aufbau eines Europas, das sich an den Bedürfnissen der Menschen auf lokaler
Ebene orientiert.
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Aufnahme Bosnien-Herzegowinas

Die zuvor mehrfach verschobene Aufnahme Bosnien-Herzegowinas als 44. Mit-
glied in den Europarat fand am 24. April 2002 statt. Der Antrag auf Mitgliedschaft
war am 10. April 1995 gestellt worden. Am 20. März 2002 hatte das Minister-
komitee die Aufnahme nach einem Meinungsaustausch mit dem Außenminister
Bosnien-Herzegowinas, Zlatko Lagumdzija, befürwortet und folgte damit der
gleichlautenden Erklärung der Parlamentarischen Versammlung vom 22. Januar
2002. Zur Unterstützung des Landes bei der Erfüllung seiner anlässlich der
Aufnahme eingegangenen Verpflichtungen wurden ein Kooperationsprogramm und
ein politischer Monitoring-Prozess durch das Ministerkomitee initiiert. Während
der Vorsitzende des Ministerkomitees, der litauische Außenminister Antanas
Valionis unterstrich, dass der Beitritt Bosnien-Herzegowinas von äußerster
Bedeutung für die demokratische Entwicklung und Stabilität der Region sei, und
die höchsten staatlichen Autoritäten ihm gegenüber ihre Bereitschaft erklärt hätten,
alle Forderungen des Europarates hinsichtlich Stärkung der Demokratie, Respek-
tierung der Menschenrechte und Freiheiten zu erfüllen, kommt eine Studie der
Soros-Stiftung zu gegenteiligen Ergebnissen. Die Stiftung (Open Society Fund
Bosnia-Hercegowina, http://www.soros.org.ba/en/index.html) analysiert unter dem
Titel „Lessons (not) learned in Bosnia" auf über 200 Seiten, warum die internatio-
nale Unterstützung für Bosnien-Herzegowina so wenig Wirkung zeigt. Die Ursache
sei, dass die Gründe des Konflikts weder durch das Dayton-Friedensabkommen
noch durch die ca. 50 Mrd. USD an Militär-, Wiederaufbau- und Wirtschaftshilfe
beseitigt worden wären. Es sei versäumt worden, effektive transparente und rechts-
staatliche Institutionen einzusetzen sowie den Gesamtstaat zu stärken. Die
Wirtschaftsreform sei eine „lukrative Orgie für das organisierte Verbrechen" und
„das angeblich demokratische Mehrparteiensystem zum Spielplatz nationalistischer
politischer Seilschaften" verkommen.

Baldiger Beitritt Jugoslawiens

Jugoslawien bewarb sich am 9. November 2000 um die Mitgliedschaft im
Europarat. Am 22. November 2000 übergab das Ministerkomitee die Bewerbung an
die Parlamentarische Versammlung zur Beurteilung. Im Januar 2001 wurde dem
Land der besondere Gaststatus zuerkannt. Ein von der Parlamentarischen Versamm-
lung in Auftrag gegebener Bericht über die Übereinstimmung des jugoslawischen
Rechtssystems mit den Standards des Europarates wurde von den zwei ehemaligen
Richtern am EGMR, Prof. Dr. Rudolf Bernhardt und Raimo Pekkanen, am
5. November 2001 vorgelegt. Tenor des Berichts ist, dass Jugoslawien zwar derzeit
die Richtlinien des Europarates nicht erfüllt. Die Grundlage sei jedoch gegeben, das
Potential für die Erfüllung der Anforderungen hinsichtlich Demokratie, Rechts-
staatlichkeit und Achtung der Menschenrechte sei vorhanden. Den Willen und die
Kapazitäten zur Durchführung von Programmen, Gesetzesreformen, institutionel-
len Veränderungen und anderen Reformen vorausgesetzt, sei zu erwarten, dass
Jugoslawien in absehbarer Zukunft mit den Standards des Europarates überein-
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stimmt. Nach weiteren Besuchen und Gesprächen der Berichterstatter für die zu-
ständigen Komitees der Parlamentarischen Versammlung, Claude Frey (Schweiz)
und Helmut Lippelt (Deutschland), wurde dem Vertreter des jugoslawischen
Parlaments, Dragoljub Micunovic, eine Liste der Forderungen überreicht, die nach
dem Beitritt von Jugoslawien umgehend zu erfüllen wären. Verlangt wird die
Annahme und Ratifikation der wichtigsten Europarateskonventionen, die Weiter-
führung der Gesetzesreformen, insbesondere in den Gebieten Medien, Gefängnisse,
Wahlen, Justiz und Nichtregierungsorganisationen. Die Frage der Beziehungen
zwischen Serbien und Montenegro sollte möglichst umgehend gelöst werden und
die Zusammenarbeit mit dem Haager Tribunal muss fortgesetzt werden. Jugoslaw-
ien muss diese Liste vor dem 24. September 2002, d.h. bis zu Beginn der Herbst-
sitzung der Parlamentarischen Versammlung, akzeptieren. Wenn die Versammlung
den Beitritt befürwortet, wäre der Weg frei für eine Entscheidung des Minis-
terkomitees, Jugoslawien als 45. Mitgliedstaat in den Europarat aufzunehmen.

Situation in verschiedenen Mitgliedstaaten

Am 23. April 2002 beschloss die Parlamentarische Versammlung des Europarates,
trotz Fortschritten in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit und Demokratie, das
Monitoring-Verfahren betreffen Russland beizubehalten. Aus dem Bericht, vorbe-
reitet von David Atkinson (Vereinigtes Königreich) und Rudolf Bindig (Deutsch-
land) im Auftrag des Monitoring-Ausschusses, müssen insbesondere noch die
Meinungs-, Bewegungs- und Religionsfreiheit verwirklicht werden. Eine weitere
Reform der Staatsanwaltschaft und des Sicherheitsdienstes sei notwendig.
Einschränkungen der EMRK müssten beseitigt, die Situation in den russischen
Gefängnissen verbessert werden.

Mehrfach hat der russische Präsident, Wladimir Putin, schon verkündet, die
Armee ziehe sich aus Tschetschenien zurück, ihre Aufgabe sei erfüllt, der Krieg,
bzw. aus russischer Sicht „die militärische Operation," sei vorbei, der Aufbau be-
ginne. Der Realität entsprechen die Ankündigungen nicht. Seit dem 11. September
scheint jedoch das Motto zu gelten, dass man Russland nicht nur am Krieg in
Tschetschenien messen dürfe. Und so sind die Bombenanschläge, Schusswechsel
und „Säuberungen" in Tschetschenien - weiter - in den Hintergrund getreten. Zwar
bezeichnete der Generalsekretär des Europarates, Walter Schwimmer, die Situation
in der Region in seiner Halbzeitrede am 22. Januar 2002 als kritisch. Doch sei ein
langsamer aber stetiger Fortschritt bei der Verbesserung der Menschenrechtssitua-
tion zu verzeichnen. Die Europaratsexperten arbeiteten in Tschetschenien unter sehr
gefährlichen und schwierigen Bedingungen, versorgten den Europarat aber weiter-
hin mit Informationen aus erster Hand. Mit dem russischen Außenminister, Igor
Ivanov, wurde vereinbart, die Präsenz des Europarates auch über den 4. Juli 2002
hinaus fortzusetzen. Das Mandat beinhaltet die Unterstützung des Menschen-
rechtsbeauftragten für Tschetschenien. Die künftige Kooperation zwischen dem
Europarat und Russland wird auch der Unterstützung für die Reform der Justiz und
des Föderalismus sowie der regionalen Selbstverwaltung dienen.
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Am 27. September 2001 stellte die Parlamentarische Versammlung fest, dass die
Ukraine in den vorangegangenen Monaten signifikante Fortschritte aufzuweisen
habe. Sie zog sogar in Erwägung, das Monitoring-Verfahren zu Beginn des Jahres
2002 einzustellen, wenn das Land die letzten, anlässlich des Beitritt eingegangenen
Verpflichtungen auch noch erfüllt. Gewalt gegen Journalisten, Parlamentarier und
Oppositionspolitiker wurde jedoch weiterhin verurteilt. Die zuständigen ukraini-
schen Behörden wurden aufgerufen, das Verschwinden und den Mord an Heorhiy
Gongadze erneut zu untersuchen bzw. eine unabhängige Ermittlungskommission
einzusetzen. Unabhängige Ermittlungen sollten auch im Falle des Mordes an Ihor
Alexandrov und anderen Journalisten, die unter verdächtigen Umständen starben,
aufgenommen werden. Die Gesetze sollten sichere Arbeitsbedingungen für Journa-
listen garantieren. Die Verfasser des Berichts über die Ukraine, Hanne Severinsen
(Dänemark) and Renate Wohlwend (Liechtenstein), zeigten sich zufrieden mit den
jüngsten Gesetzesreformen. Essentiell sei allerdings die Umsetzung der Gesetze auf
allen gesellschaftlichen Ebenen. Die Parlamentswahlen im März 2002 wurden als
im Großen und Ganzen den Grundsätzen freier Wahlen entsprechend bewertet.

Georgien habe nach Auffassung der Parlamentarischen Versammlung zwar die
wichtigsten Konventionen ratifiziert, sei aber noch weit davon entfernt, den beim
Beitritt 1999 gestellten Anforderungen zu genügen. Insbesondere sei die Differenz
zwischen den durchgeführten Gesetzesreformen und der Implementierung dieser
Gesetze besonders groß. Die Berichterstatter, Lino Diana (Italien) and Matyas Eörsi
(Ungarn), erfuhren von der Misshandlung und Folter von Insassen der Gefängnisse
und Polizeistationen sowie von Gewalt gegen religiöse Minderheiten. Die Führung
der Polizei und Sicherheitskräfte ließe zu wünschen übrig. Bedauerlich sei zudem,
dass bei der Lösung des Konflikts in Südossetien und Abchasien kein Fortschritt zu
verzeichnen sei. Das Monitoring-Verfahren wird daher fortgesetzt. Es beinhaltet
regelmäßige Besuche im Land und Dialoge mit den Autoritäten und Bürgern.
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